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Ausarbeitungen und andere Informationsangebote der Wissenschaftlichen Dienste 
geben nicht die Auffassung des Deutschen Bundestages, eines seiner Organe oder der 
Bundestagsverwaltung wieder. Vielmehr liegen sie in der fachlichen Verantwortung der 
Verfasserinnen und Verfasser sowie der Fachbereichsleitung. Die Arbeiten der 
Wissenschaftlichen Dienste sind dazu bestimmt, Mitglieder des Deutschen Bundestages 
bei der Wahrnehmung des Mandats zu unterstützen. Der Deutsche Bundestag behält 
sich die Rechte der Veröffentlichung und Verbreitung vor. Diese bedürfen der 
Zustimmung des Direktors beim Deutschen Bundestag. 


1. Einleitung 


Das BVerfG hat in seinem Urteil zum Vertrag vom 21. Dezember 1972 über die Bezie- 
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 


Republik Folgendes festgestellt: 


Das Grundgesetz geht davon aus, „dass das Deutsche Reich den Zusam- 
menbruch 1945 überdauert hat und weder mit der Kapitulation noch 
durch Ausübung fremder Staatsgewalt in Deutschland durch die alliierten 
Okkupationsmächte noch später untergegangen ist“. Mit der Errichtung 
der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht ein neuer westdeutscher 
Staat gegründet, sondern „ein Teil Deutschlands neu organisiert [...]. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist also nicht ‚Rechtsnachfolger’ des Deut- 
schen Reiches, sondern als Staat identisch mit dem Staat ‚Deutsches 
Reich’, - in Bezug auf seine räumliche Ausdehnung allerdings ‚teiliden- 
tisch’, so dass insoweit die Identität keine Ausschließlichkeit bean- 
sprucht.“! 

Das BVerfG hat diese Rechtsprechung seit der Wiedervereinigung nicht geändert. Mit 
dem Beitritt zur Bundesrepublik Deutschland zum 3. Oktober 1990 ging die Deutsche 
Demokratische Republik im Rahmen einer sogenannten Staateninkorporation unter. 
Das Territorium der Bundesrepublik erweiterte sich um das Gebiet der neuen Bundes- 
länder. Am Fortbestand des Deutschen Reichs in der Gestalt der Bundesrepublik 


Deutschland änderte sich durch den Beitritt nichts.? 
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